
Landratsbeschluss 

betreffend Änderung des Gesetzes vom 25. September 1997 über die Arbeitsver-

hältnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kantons (Personalgesetz) betref-

fend flankierende Massnahmen bei Stellenabbau im Rahmen des Projektes Generel-

le Aufgabenüberprüfung (GAP) 

 

 

Änderung vom 

 

 

Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst: 

 

I. 

 
Das Gesetz vom 25. September 19971 über die Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Kantons (Personalgesetz) wird wie folgt geändert: 
 

 

§ 25a Abfindung 
1 Der Regierungsrat und das Kantonsgericht können bei einer Kündigung des Arbeitsver-
hältnisses gemäss § 19 Absatz 3 Buchstabe b infolge einer Stellenaufhebung im Rahmen 
des Projektes Generelle Aufgabenüberprüfung auf Antrag der Anstellungsbehörde eine 
Abfindung von höchstens 15 Monatslöhnen zusprechen. 
2 Der Regierungsrat und das Kantonsgericht können auf Antrag der Anstellungsbehörde 
weitere Leistungen im Zusammenhang mit der Auflösung des Arbeitsverhältnisses zuspre-
chen. 
3 Das Nähere regelt die Verordnung. 
 

§ 76a Geltungsdauer Abfindung 
1 Die Bestimmung von § 25a ist unter Vorbehalt von Absatz 2 bis zum 31. Dezember 2007 
befristet. Sie kommt zur Anwendung, wenn das Arbeitsverhältnis vor dem bzw. per 31. 
Dezember 2007 beendet wird. 
2 Für Lehrpersonen ist die Bestimmung von § 25a bis zum 31. Januar 2008 befristet. Sie 
kommt zur Anwendung, wenn das Arbeitsverhältnis vor dem bzw. per 31. Januar 2008 
beendet wird. 
3 Der Regierungsrat kann die Fristen gemäss Absatz 1 und 2 um maximal 1 Jahr verlän-
gern. 
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II. 

Diese Änderung tritt am 1. Juli 2005 in Kraft. 

 

 

Liestal, Im Namen des Landrates 

  der Präsident: 

 

 

  der Landschreiber: 


